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Rechtsprechung
Familienrecht

§§ 22, 19,17 FGB; OG-Richtlinie Nr. 18.
Eine zutreffende Festsetzung des Unterhalts setzt vor­
aus, daß sich das Gericht einen exakten Überblick über 
die wirtschaftlichen Verhältnisse des Verpflichteten zur 
Zeit der Entscheidung und erforderlichenfalls für die Ver­
gangenheit — ausnahmsweise auch für die Zukunft — ver­
schafft (hier: voraussichtliche Invalidisierung des Unter­
haltsverpflichteten).
OG, Urteil vom 6. Januar 1981 — 3 OFK 36/80.

Im Unterhaltsabänderungsverfahren hat das Kreisgericht 
die Unterhaltsverpflichtung des Verklagten gegenüber sei­
nen drei Kindern aus geschiedener Ehe rückwirkend ab
1. Januar 1978 für die Zeit bis Juni 1979 und ab Juli 1979 
bis zur wirtschaftlichen Selbständigkeit der Kinder neu 
festgesetzt.

Mit der Berufung erklärte der Verklagte, daß er nicht 
in der Lage sei, den festgesetzten monatlichen Unterhalts­
betrag für die drei Kinder zu zahlen, da er seit 22. Mai 
1980 im Krankenhaus liege und seinen Beruf vorläufig 
nicht mehr ausüben könne.

Das Bezirksgericht hat die Entscheidung des Kreis­
gerichts abgeändert und den Verklagten zu im einzelnen 
aufgeführten Unterhaltszahlungen verurteilt.

Gegen das Urteil des Bezirksgerichts richtet sich der 
Kassationsantrag des Präsidenten des Obersten Gerichts, 
soweit es die Unterhaltszahlungen ab Januar 1980 betrifft. 
Der Antrag hatte Erfolg.

Aus der Begründung:
Die Unterhaltsentscheidung für die Zeit ab Januar 1980 
beruht auf einem nicht hinreichend aufgeklärten Sach­
verhalt. Mit der Festsetzung des Unterhalts für minder­
jährige Kinder ist ihnen eine materielle Sicherstellung 
zu garantieren, die den Lebensverhältnissen bei einem 
Zusammenleben in der Familiengemeinschaft mit beiden 
Elternteilen entspricht. Hierbei sind auch die angemesse­
nen Bedürfnisse der Eltern zu berücksichtigen (vgl. Prä­
ambel der Richtlinie Nr. 18 des Plenums des Obersten 
Gerichts über die Bemessung des Unterhalts für minder­
jährige Kinder vom 14. April 1965 [GBl. II Nr. 49 S. 331; 
NJ 1965, Heft 10, S. 305]). Eine zutreffende Festsetzung 
des Unterhalts setzt voraus, daß sich das Gericht einen 
exakten Überblick über die wirtschaftlichen Verhältnisse 
des Verpflichteten zur Zeit der Entscheidung und erfor­
derlichenfalls für die Vergangenheit, ausnahmsweise auch 
für die Zukunft, verschafft.

Mit der Bescheinigung vom 31. Juli 1980 bestätigte die 
Klinik, daß der Verklagte seit dem 22. Mai 1980 stationär 
untergebracht und weder ein Ende der Behandlung in 
der Klinik noch der Arbeitsunfähigkeit abzusehen sei. 
Vom Betrieb des Verklagten wurde dem Bezirksgericht 
mitgeteilt, daß voraussichtlich eine Invalidisierung des 
Verklagten erfolgen werde. Schließlich teilte die Klinik 
mit Schreiben vom 29. August 1980 mit, daß von der be­
handelnden Stelle für den seit 22. Mai 1980 arbeitsunfä­
higen Verklagten eine Invalidisierung eingeleitet wurde.

Das Bezirksgericht hätte deshalb zu prüfen gehabt, in 
welcher Höhe der Verklagte bis zu seiner Invalidisierung 
Krankengeld erhält, wann mit der Invalidisierung zu 
rechnen ist und in welcher Höhe Invalidenrente gezahlt 
werden wird. Das für 1980 ausgewiesene Arbeitseinkom­
men des Verklagten konnte daher allenfalls Grundlage 
für die Unterhaltsbemessung für die Monate Januar 1980 
bis Mai 1980 sein, während für die Zeit, in der nur Kran­
kengeld oder Invalidenrente gezahlt wird, eine andere 
Bemessung zu erfolgen hatte. Hierzu bedurfte es weiterer

Sachaufklärung, um ein erneutes Unterhaltsabänderungs­
verfahren zu vermeiden.

Im Kassationsverfahren hat der Verklagte mitgeteilt, 
daß er ab 1. Dezember 1980 eine Invalidenrente erhält 
und im Hinblick auf seinen beeinträchtigten Gesundheits­
zustand auf die Betreuung anderer Bürger angewiesen 
ist. Das Bezirksgericht wird im weiteren Verfahren zu 
prüfen haben, welche erhöhten Aufwendungen ihm da­
durch entstehen. Es wird des weiteren das Einkommen 
der Erziehungsberechtigten zu ermitteln haben (Abschn. III 
Ziff. 5 Buchst, а der OG-Richtlinie Nr. 18).

Bei der Festsetzung der Höhe der monatlichen Unter­
haltsbeträge wird der zur Invalidenrente gewährte Kin­
derzuschlag zu berücksichtigen sein (vgl. OG, Urteile vom
17. Mai 1977 - 1 OFK 9/77 - [NJ 1977, Heft 17, S. 612] und 
vom 4. September 1979 — 3 OFK 33/79 — [NJ 1980, Heft 1, 
S. 40] sowie Abschn. III Ziff. 3 Buchst. D der OG-Richtlinie 
Nr. 18).

§ 24 Abs. 2 FGB.
Im Eheverfahren sind die Gerichte verpflichtet, die Inter­
essen der Kinder im gesamten Verfahren gründlich und 
sachbezogen zu beachten.
OG, Urteil vom 20. Januar 1981 - 3 OFK 38/80.

Aus der Begründung:
Eine Ehe darf nur geschieden werden, wenn sie auf 
Grund ernstlicher Gründe ihren Sinn für die Ehegatten, 
die Kinder und damit für die Gesellschaft verloren hat. 
Ob das der Fall ist, bedarf einer den Besonderheiten des 
jeweiligen Falls entsprechenden Prüfung (vgl. W. S t г а s - 
b e r g  in NJ 1980, Heft 2, S. 52). Werden von dem Ehe­
verfahren minderjährige Kinder betroffen, sind nach § 24 
Abs. 2 FGB ihre Interessen besonders zu prüfen. Bei urt- 
zureichender Bereitschaft oder Fähigkeit beider Eltern 
oder eines Elternteils zur Überwindung der Ehekrise und 
zur Stabilisierung der Ehe ist erzieherisch Einfluß auf sie 
zu nehmen.

Das ist in vorliegender Sache nicht geschehen. Obwohl 
sechs minderjährige Kinder von der Ehescheidung be­
troffen sind, fehlte es an hinreichenden Bemühungen des 
Kreisgerichts um eine Aussöhnung der Prozeßparteien. 
Anknüpfend an die Darlegung der Verklagten, daß für 
das Scheidungsverlangen des Klägers keine anderen 
Gründe vorlägen als seine leichtfertigerweise aufgenom­
menen kurzzeitigen Beziehungen zu einer anderen Frau, 
wären in der Aussöhnungsverhandlung die Umstände zu 
erörtern gewesen, die die Ehegatten in der über 20jähri- 
gen Ehe miteinander verbunden haben und die es ihnen 
ermöglichen könnten, die ehelichen und familiären Be­
ziehungen wieder harmonisch und stabil zu gestalten. 
Ausgehend von der Beteuerung des Klägers, die enge 
Verbundenheit zu seinen Kindern aufrecht zu erhalten 
und für sie in gewohnter Weise sorgen zu wollen, hätte 
vor allem erörtert werden sollen, welche hohen Erwar­
tungen an die Eltern gestellt werden, um im Interesse 
der Kinder den Ehekonflikt nach Möglichkeit bei beste­
hender Ehe zu überwinden.

Die Vorbereitung und Durchführung der Sachaufklä­
rung war gleichfalls unzulänglich. Obwohl die Prozeß­
parteien den Verlauf der Ehe, die Gründe für die Ehe­
krise und ihre Tiefe grundsätzlich unterschiedlich beur­
teilten, wurden nicht die notwendigen Feststellungen 
getroffen. Ohne zu prüfen, ob der auf Ehescheidung ge­
richtete Wille der Prozeßparteien Ausdruck einer realen 
Einschätzung der Entwicklung und des Zustands der Ehe- 
und Familienbeziehungen war und ob die Ehekrise — mög­
licherweise mit Unterstützung Dritter — nicht überwun­
den werden könnte, wurde ihm entscheidende Bedeutung 
beigemessen. Ohne festzustellen, welche Auswirkungen


